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Mit Blick auf die wachsende Bedeutung des europäi-
schen Marktes halten Unternehmer es zunehmend 
für notwendig, mit einer eigenen Gesellschaft mög-
lichst in Brüssel als der europäischen Hauptstadt ver-
treten zu sein. 
 
Für ausländische Gesellschaften bestehen verschie-
dene Möglichkeiten, in Belgien tätig zu werden. Das 
belgische Recht erkennt die juristische Person aus-
ländischer Gesellschaften an und betrachtet sie unter 
bestimmten Voraussetzungen sogar als belgische. 
Diese Voraussetzungen sind lediglich, daß die Ge-
sellschaft ihren Hauptsitz in Belgien hat und den Vor-
schriften des belgischen Rechts entspricht. Gesell-
schaften, die in einem anderen Land als Belgien re-
gistriert sind und ihren eingetragenen Sitz ebenfalls 
außerhalb Belgiens haben, können in Belgien gleich-
falls tätig sein und besitzen rechtliche Handlungsfä-
higkeit. Daher können von ausländischen Firmen 
Zweigstellen und auch jede Art von sonstigen Han-
delsniederlassungen gegründet werden.  

Vor der Aufnahme einer Geschäftstätigkeit in Belgien 
muß jedoch zunächst eine Rechtsform hierfür ge-
wählt werden. Ausländische Gesellschaften können 
in Belgien auch durch Filialen tätig sein. Als Filiale ist 
ein untergeordnetes Unternehmen anzusehen, das in 
Belgien von einer ausländischen Gesellschaft ge-
gründet wurde und für deren Rechnung und unter 
deren Leitung arbeitet. Eine Filiale besitzt keine ei-
genständige Rechtsform und bildet eine rechtliche 
Einheit mit der Muttergesellschaft. Andererseits kann 
eine ausländische Gesellschaft in Belgien aber auch 
durch eine Schwestergesellschaft tätig werden. Dies 
ist eine selbständige, nach belgischem Gesellschafts-
recht errichtete Gesellschaft, meist eine Aktiengesell-
schaft oder GmbH. Das belgische Recht entspricht 
weitgehend dem französischen, läßt aber auch flämi-
schen Einfluß erkennen. Das Recht der Kapitalge-
sellschaften wurde am 18.7.1991 teilweise erheblich 
geändert, was sich vorwiegend im Aktienrecht nie-
derschlägt.  
   

Aktiengesellschaft (S.A. oder N.V.)  

Für die Gründung einer Société Anonyme (S.A.) bzw. 
Naamloze Vennootschap (N.V.) ist seit 1984 nur 
noch die Mitwirkung von mindestens zwei natürlichen 
oder juristischen Personen erforderlich. 25 % des 
Grundkapitals muß auf die Aktien geleistet, das 
Grundkapital insgesamt voll gezeichnet sein. Werden 
Sacheinlagen eingebracht, ist die Bewertung eines 
gerichtlich anerkannten Gründungsprüfers erforder-
lich, um die Angemessenheit und Werthaltigkeit der 
Sacheinlage zu bestätigen. Das Grundkapital muß 
mindestens 1.250.000 BF betragen und bei Grün-
dung eingezahlt sein. Ist ein höheres Grundkapital 
angesetzt, so besteht hinsichtlich weiterer Raten kei-
ne Befristung, jedoch bleiben die Aktien bis zur voll-
ständigen Bezahlung Namensaktien. Die Aktien dür-
fen nicht unter ihrem Nennwert ausgegeben werden.  

Eine AG ist durch notariell beglaubigte Urkunde zu 
errichten, sonst wird sie rechtlich als nicht existent 
betrachtet. Die gesetzlich vorgeschriebenen Angaben 
müssen in der Satzung enthalten sein. Innerhalb von 
15 Tagen nach der Errichtung ist die Veröffentlichung 
der Urkunde im Belgischen Staatsanzeiger notwen-
dig. Der rechtliche Bestand der Gesellschaft beginnt 
für die Mitglieder mit Erstellung der Gründungsurkun-
de, für Dritte jedoch erst mit der Veröffentlichung im 
Belgischen Staatsanzeiger. Bis zu diesem Zeitpunkt 
ist jede Rechtshandlung der AG - was auch für alle 
anderen Arten von Handelsgesellschaften gilt - so-
lange ihre Gründung nicht im Handelsregister einge-
tragen ist, unzulässig. Ein Kapitalnachweis ist entwe-
der durch Bankbescheinigung oder Hinterlegung ge-
genüber dem beurkundenden Notar nachzuweisen. 
Daneben ist ein Finanzplan vorzulegen, der die Si-
cherstellung der Finanzierung für die Dauer von zwei 
Jahren dokumentiert. Dieser Finanzplan ist einer Bi-
lanz ähnlich. Die Gründer haften gegenüber Dritten 
unbegrenzt und gesamtschuldnerisch.  

Die Gründung einer belgischen AG ist als Einheits- 
oder als Stufengründung (erst Gründung, später 
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Ausgabe der Aktien) möglich. In der Regel wird je-
doch der für eine öffentliche Zeichnung der Aktien 
gedachten Stufengründung die einfachere Einheits-
gründung vorgezogen. Dabei übernimmt eine Initiato-
rengruppe die Gründungsanteile, die dann später am 
Markt angeboten werden.  

Seit 1984 bestehen Kapitalgesellschaften auch wei-
ter, wenn deren Gesellschafterzahl auf eine Person 
gesunken ist. Innerhalb eines Jahres muß die Ge-
sellschaft jedoch wieder aus mehreren Personen be-
stehen, aufgelöst oder in eine Ein-Mann-GmbH um-
gewandelt werden. Andernfalls unterliegt der Allein-
gesellschafter der vollen persönlichen Haftung.  

Eine AG soll nicht unter einem Handelsnamen ("rai-
son sociale" oder "Firma") errichtet werden oder den 
Namen eines oder mehrerer Aktionäre enthalten, 
sondern einen gesellschaftsspezifischen Namen (e-
ventuell Orientierung an den Firmenzielen) tragen.  

Jeder beliebige Name, der nicht bereits von einer 
anderen Gesellschaft benutzt wird, kann dafür ver-
wendet werden. Falls der Name jedoch dem einer 
anderen Gesellschaft gleicht oder aber so ähnlich ist, 
daß Verwechslungen entstehen können, stehen je-
dem, der dadurch Nachteile erleidet, Schadenser-
satz- und Unterlassungsansprüche zu.  

Die Gesellschaftssatzung muß deren einzu- bzw. 
eingetragenen Sitz enthalten. Dieser Sitz muß auf 
allen von der Gesellschaft verwendeten Papieren 
ausgewiesen sein. Eigentlich hätte dies zur Folge, 
daß eine Veränderung des Firmensitzes auch eine 
Änderung der Gründungssatzung nach sich ziehen 
müßte, was ein umfangreiches, formelles Verfahren 
erfordern würde. Es ist jedoch allgemein anerkannt, 
daß die Satzung eine Bestimmung enthalten kann, 
die es gestattet, den Firmensitz allein durch Vor-
standsentscheidung an jeden beliebigen Ort in Bel-
gien zu verlegen. Dieser Ortswechsel muß im An-
hang des Belgischen Staatsanzeigers veröffentlicht 
werden.  

Durch die Novelle von 1991 sind Aktien ohne Stimm-
recht, etwa stimmrechtslose Vorzugsaktien, zulässig; 
in besonders wichtigen Fällen (z.B. Verschmelzung, 
Liquidation, Änderung des Geschäftsgegenstands) 
sind sie jedoch stimmberechtigt. Aktien mit mehrfa-
chem Stimmrecht sind nur aufgrund weniger gesetz-
licher Ausnahmen in Belgien zulässig. Im übrigen 
werden nur mit Sonderrechten ausgestattete Vor-
zugsaktien ausgegeben. Eine Besonderheit im belgi-
schen Aktienrecht - die nennwertlosen Aktien - kom-
men bei Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln 
und bei Kapitalherabsetzung in Betracht.  

Das belgische Recht kennt Schuldverschreibungen, 
auch Wandelschuldverschreibungen (emprouts con-
vertibles ou avec droit de souscription). Bei Wandel-
schuldverschreibungen wird eine Auszahlung von 
Dividenden selbst dann vorgenommen, wenn die Ge-
sellschaft keinen Gewinn im betreffenden Jahr erwirt-
schaftet hat. Die Dividende setzt sich zusammen aus 
einem Teil Rückzahlung und aus einem Teil Verzin-
sung.  

Die Übertragung von Inhaberaktien ist formlos mög-
lich. Bei Namensaktien müssen dagegen bestimmte 
Formalien wie Aktienbucheintrag beider Parteien und 
Urkundenzustellung nachgewiesen werden. Die Mög-
lichkeit der Übertragbarkeit von Aktien ist nicht ab-
dingbar. Gesellschaftsanteile können nur durch nota-
rielle oder von der Gesellschaft bestätigte Urkunde 
übertragen werden.  

Eine Kapitalerhöhung durch Gewinnverwendung ist 
durch Ausgabe von Aktien an die Aktionäre im Ver-
hältnis der gehaltenen Anteile möglich. Eigene Aktien 
darf die AG nur aufgrund Entscheidung der Haupt-
versammlung erwerben.  

Beim Ankauf mittels eigener Gewinne darf der Anteil 
höchstens 20 % aller Anteile nicht überschreiten und 
unterliegt einer Verkaufspflicht nach 18 Monaten. 
Diese Einschränkungen sind gegenüber dem deut-
schen Recht geringer, zudem können die Satzung 
oder die Hauptversammlung weniger strenge Bedin-
gungen festsetzen.  

Die Geschäftsführung der AG wird durch den Vor-
stand ausgeübt, der aus mindestens drei Direktoren 
besteht. Diese können auch Aktionäre sein. Der Vor-
stand wird durch die Hauptversammlung der Aktionä-
re für die Dauer von maximal sechs Jahren gewählt. 
Die Wahl ist wiederholbar. Der Vorstand kann ohne 
Angabe von Gründen durch die Hauptversammlung 
des Amtes enthoben werden oder jederzeit selbst 
das Amt niederlegen. Der Vorstand ist ermächtigt, 
alle Geschäfte der Gesellschaft wahrzunehmen, die 
nicht der Hauptversammlung vorbehalten sind. Der 
Vorstand ist auch befugt, die Gesellschaft gegenüber 
Dritten zu vertreten. Diese Befugnis kann jedoch auf 
nur einen oder einige Direktoren beschränkt werden, 
die dann entweder persönlich tätig werden oder die 
Aufgabe delegieren können. Die Geschäfte sind 
durch den Vorstand so zu führen, daß die Gesell-
schaft den größtmöglichen Nutzen hat. Der Vorstand 
ist für die jährliche Inventur und für die Anfertigung 
der Jahresbilanz verantwortlich. Die Direktoren haf-
ten für Schäden, die der Gesellschaft durch Pflicht-
versäumnis bei Ausübung ihres Amtes entstehen.  

Die Hauptversammlung der Aktionäre ist das oberste 
Organ der AG. Die Aktionäre müssen sich mindes-
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tens einmal im Jahr an einem durch Gesellschafts-
satzung festgelegten Tag und Ort treffen. Durch die 
Gesetzesänderung wurde jetzt die Besonderheit des 
belgischen Rechts, daß niemand über mehr als 20 % 
der Stimmrechte aller ausgegebenen Papiere und 
40% der Stimmrechte der vertretenen Aktien verfü-
gen darf, aufgehoben.  

Die Hauptversammlung bestellt den Abschlußprüfer 
und für die laufenden Geschäfte den Verwaltungsrat 
(administrateurs). Die Mitglieder des Verwaltungsra-
tes, der mindestens aus drei Personen bestehen 
muß, sind grundsätzlich nur gemeinsam handlungs-
befugt, die Satzung kann jedoch Einzelvertretungs-
macht vorsehen. Ist die Vertretungsmacht durch Sat-
zung eingeschränkt, wirkt diese nur im Verhältnis 
zwischen der Gesellschaft und den Mitgliedern des 
Verwaltungsrats; nicht jedoch gegenüber Dritten, 
selbst wenn sie bekanntgemacht wurde. Der Verwal-
tungsrat kann Geschäfte des täglichen Ablaufs auf 
ein Mitglied oder einen leitenden Angestellten über-
tragen.  

Der Zuständigkeitsbereich des Rechnungsprüfers 
entspricht weitgehend dem, der nach deutschem 
Recht vom Aufsichtsrat einer AG wahrzunehmen ist. 
Mindestens ein Rechnungsprüfer, gleich ob juristi-
sche oder natürliche Person, ist bei Vorliegen der 
nachfolgend genannten Kriterien zu ernennen. Wer-
den mehrere Rechnungsprüfer ernannt, so werden 
diese gemeinsam als Gremium tätig. Jede AG, auf 
die mindestens zwei der nachfolgend genannten Kri-
terien zutreffen, muß mindestens einen Rechnungs-
prüfer benennen:  

- 50 Mitarbeiter im Jahresdurchschnitt  

- Jahresumsatz von 145 Mio BF inklusive Mehr-
wertsteuer  

- Bilanzsumme von 70 Mio BF.  

Bei einer finanziellen Beteiligung mehrerer Unter-
nehmen untereinander müssen die oben genannten 
Grenzwerte auf einer bereinigten Basis festgesetzt 
werden. Für die Prüfungspflicht reicht auch eine 
durchschnittliche Mitarbeiterzahl von 100 aus.  

Das neue Gesellschaftsrecht von 1991 hat im übri-
gen eine Reihe weiterer Änderungen mit sich ge-
bracht. Die gegenseitige Mutter/Tochter-Beteiligung 
ist auf 10 % begrenzt. Daneben ist die Ausgabe von 
Belegschaftsaktien sowie Stimmbindungsverträgen 
neu geregelt. Der Jahresabschluß muß neuerdings 
bei der Belgischen Nationalbank anstatt zum Han-
delsregister eingereicht werden. Minderheitsgesell-
schafter können in Krisenfällen durch einen gerichtli-

chen Sachverständigen die Bücher der Gesellschaft 
prüfen lassen.  

Die Aktiengesellschaft muß jährlich 20 % des Netto-
gewinns bis zu einer Höhe von 10 % des Grundkapi-
tals in die gesetzliche Rücklage einstellen, soweit ist 
die Gewinnverwendung unbeschränkt; außerdem 
dürfen keine Dividenden ausgezahlt werden, wenn 
das Vermögen hierdurch unter den Betrag des ein-
gezahlten Kapitals sinkt.  

Die Mitbestimmung der Arbeitnehmer erfolgt seit 
1948 über den Betriebsrat (comité d'entreprise), so-
fern das Unternehmen mehr als 50 Arbeitnehmer 
beschäftigt. Er repräsentiert auch die leitenden An-
gestellten; im Gegensatz zum deutschen oder fran-
zösischen Recht sind die Arbeitnehmer nicht im Auf-
sichtsrat vertreten.  
   

Gesellschaft mit beschränkter Haftung (S.P.R.L. 
oder B.V.B.A.)  

Die belgische GmbH (Société Privée à Responsibilité 
Limitée, S.P.R.L., Besloten Vennootschap met be-
perkte Aansprakelijkheid, B.V.B.A.) ist traditionell die 
Unternehmensform für kleinere Unternehmen. Die 
Vorschriften für die Aktiengesellschaft gelten zum 
Großteil auch für die GmbH. Seit dem Gesetz vom 
14.7.1987 ist auch eine Ein-Personen-Gesellschaft 
möglich. Durch diese Gesetzesänderung kann nun 
auch eine andere Kapitalgesellschaft beteiligt sein. 
Bleibt die juristische Person jedoch länger als ein 
Jahr Alleingesellschafter, so ist sie für die Verbind-
lichkeiten ihrer Tochter-GmbH haftbar. Ansonsten ist 
die Haftung der Gesellschafter auf die Summen ihrer 
Stammeinlagen begrenzt.  

Das Mindestkapital beträgt 750.000 BF, die bis zur 
Höhe von 250.000 BF voll eingezahlt werden müs-
sen, und je 20% pro Anteil muß geleistet sein.  

Die Geschäftsanteile haben einen Mindestnennwert 
von 1000 BF. Höhere Kapitalbeiträge müssen zu 20 
% geleistet sein, Sacheinlagen allerdings in vollem 
Umfang.  

Die GmbH entsteht mit Abschluß des notariellen 
Gründungsvertrages, dessen Inhalt auszugsweise im 
Belgischen Staatsanzeiger veröffentlicht wird. Alle 
Personen die die Gründungsurkunde unterzeichnen, 
werden ohne Rücksicht auf irgendwelche vertragli-
chen Vereinbarungen als Gründer erachtet. Die 
Gründer, und im Falle der Kapitalerhöhung die Ge-
schäftsführer, haften unter bestimmten Umständen 
vollumfänglich persönlich gegenüber Dritten.  
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Die Anteile der GmbH werden nicht in einem Wert-
papier, sondern durch Einschreibung im Gesellschaf-
terverzeichnis dokumentiert. Hierbei kann die Über-
tragung von Anteilen durch den Gesellschaftsvertrag 
gegenüber Außenstehenden ausgeschlossen sein.  

Bei Erwerb eigener Anteile gilt das für die Aktienge-
sellschaft Gesagte.  

Das oberste Organ der GmbH ist die Gesellschafter-
versammlung. Diese hat die gleichen Befugnisse wie 
die Hauptversammlung der AG.  

Die Geschäftsführung wird durch einen oder mehrere 
Geschäftsführer ausgeübt. Wenn die Satzung nichts 
anderes vorsieht und die Gesellschafter keine Ver-
einbarung getroffen haben, gelten die Geschäftsfüh-
rer als auf unbestimmte Zeit ernannt. Ihre Ernennung 
kann nur aus wichtigem Grund widerrufen werden. 
Die Vertretungsbefugnis der Geschäftsführer kann 
durch Satzung eingeschränkt werden, sie entfaltet 
aber keine Wirkung gegenüber Dritten. Die Gesell-
schaft wird durch die Handlung der Geschäftsführer 
unmittelbar rechtlich gebunden, selbst wenn diese 
dabei ihre Befugnisse überschreiten, es sei denn die 
Gesellschaft kann beweisen, daß der Dritte von die-
ser Überschreitung wußte oder hätte wissen müssen.  

Hinsichtlich der Mitbestimmung und der Gewinnver-
teilung gelten die gleichen Bestimmungen wie bei der 
Aktiengesellschaft.  
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